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Gutachten über die Vereinbarkeit eines vom Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) im 

November 2018 an eine Vielzahl von Dieselfahrzeug-Haltern verschicktes 

Schreiben mit dem Grundgesetz sowie dem Recht der Europäischen Union 

Prof. Dr. Wolfram Cremer 

 

Gegenstand des nachfolgenden Gutachtens ist die Vereinbarkeit eines vom Kraftfahrt-

Bundesamt (KBA) im November 2018 an eine Vielzahl von Dieselfahrzeug-Haltern 

verschickten Schreibens (vgl. zu einem Muster Anlage 1) mit dem Grundgesetz sowie 

dem Recht der Europäischen Union. Ggfs. daran anschließende Fragen der Staats- 

bzw. Amtshaftung nach nationalem und EU-Recht sind nicht Gegenstand dieses 

Gutachtens. Auch auf datenschutzrechtliche Fragen, insbesondere etwaige Verstöße 

gegen die DSGO, wird nicht eingegangen. 
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I. Sachverhalt  

1. Verabschiedung ĂKonzept f¿r saubere Luft und die Sicherung der 

individuellen Mobilitªt in unseren Stªdtenñ durch den Koalitionsausschuss am 

01.10.2018 

Der Koalitionsausschuss hat am 01.10.2018 ein sog. ĂKonzept f¿r saubere Luft und 

die Sicherung der individuellen Mobilitªt in unseren Stªdtenñ1 beschlossen. 

Vorgebliches Ziel dieses Konzepts ist es insbesondere, die Stickoxidbelastungen in 

Deutschland und namentlich in den deutschen Städten, in welchen die 

Stickoxidbelastung den zulässigen Grenzwert (deutlich) überschreitet, zu reduzieren 

und gleichzeitig Fahrverbote zu verhindern bzw. Mobilitätseinschränkungen der Halter 

von Dieselfahrzeugen zu vermeiden. Jenseits von Luftreinhalteplänen und 

verschiedenen kommunalen Maßnahmen zur Stickoxidreduzierung2 sowie 

Maßnahmen zur Hardware-Nachrüstung bei schweren Kommunalfahrzeugen und 

Handwerker- und Lieferfahrzeugen wird im Hinblick auf die 14 durch Stickoxid 

besonders belasteten Städte die Notwendigkeit betont,3 dass die Diesel-

Fahrzeughalter in diesen Regionen Angebote erhalten, welche ihnen auch im Falle 

von Verkehrsbeschränkungen die Erhaltung ihrer Mobilität ermöglichen. Die in dem 

Konzeptpapier näher konkretisierten anspruchsberechtigten Diesel-Fahrzeughalter 

erhalten ausweislich desselben sodann Ăzwei alternative Angeboteñ:  

Das erste Angebot (Möglichkeit 1) wird dahingehend beschrieben, dass die deutschen 

Automobilhersteller dem Bund zugesagt hätten, den Fahrzeughaltern von Euro 4- und 

Euro 5-Dieselfahrzeugen ein Tauschprogramm mit attraktiven Umstiegsprämien oder 

Rabatten anzubieten. Jenseits der Ankündigung der nunmehrigen Einbeziehung von 

Gebrauchtfahrzeugen in das Tauschprogramm wird das Angebot der Deutschen 

Automobilhersteller nicht näher und vor allem nicht belastbar spezifiziert. Bezüglich 

der ausländischen Automobilhersteller wird die Erwartung formuliert, dass sie ihren 

Kunden vergleichbare Angebote unterbreiten. 

                                                 
1 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/konzept-klarheit-fuer-dieselfahrer.pdf?__blob=publicationFile 

<https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/konzept-klarheit-fuer-

dieselfahrer.pdf?__blob=publicationFile>. 
2 Genannt werden die Umrüstung von Dieselbussen und Taxen sowie der Ausbau der Elektromobilität. 
3 Des Weiteren wird eine Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes angekündigt, in welches im Hinblick 

auf den Erlass von Fahrverboten in den Städten eine einheitliche Regelung aufgenommen werden soll. 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/konzept-klarheit-fuer-dieselfahrer.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/konzept-klarheit-fuer-dieselfahrer.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/konzept-klarheit-fuer-dieselfahrer.pdf?__blob=publicationFile
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Das zweite Angebot (Möglichkeit 2) wird dahingehend beschrieben, dass der Bund 

vom jeweiligen Automobilhersteller erwartet, dass er die Kosten für eine Hardware-

Nachrüstung seiner Euro 5-Dieselfahrzeuge mit einem SCR-System übernimmt, 

soweit und sobald dieses verfügbar und geeignet ist, den Stickoxidausstoß auf weniger 

als 270 mg/km zu reduzieren. Die Haftung richte sich in diesen Fällen nach dem 

Werkvertragsrecht des BGB mit der Konsequenz, dass die Nachrüster die Haftung 

trügen. 

An die beiden Angebote anschließend heißt es, dass die Ăgenannten MaÇnahmen 

zusammen4ñ dazu f¿hren, die Mobilitªt in den Stªdten zu bewahren resp. zu fºrdern, 

Fahrverbote zu vermeiden und dem Anliegen eines ambitionierten 

Gesundheitsschutzes Rechnung zu tragen. 

 

2. Beschluss der Bundesregierung vom 24.10.2018 zur Verabschiedung der 

ĂEckpunkte f¿r MaÇnahmen der Bundesregierung zur Umsetzung des Konzepts 

für saubere Luft und die Sicherung der individuellen Mobilität in unseren 

Stªdtenñ 

Am 24.10.2018 hat die Bundesregierung ĂEckpunkte f¿r MaÇnahmen der 

Bundesregierung zur Umsetzung des Konzepts für saubere Luft und die Sicherung der 

individuellen Mobilitªt in unseren Stªdtenñ5 beschlossen. Darin nimmt die 

Bundesregierung inhaltlich zwar teils auf das Konzept des Koalitionsausschusses vom 

01.10.2018 Bezug; Umtauschaktionen der Fahrzeughersteller finden dort indessen 

keine Erwähnung. Hervorzuheben sind im vorliegenden Zusammenhang dagegen vor 

allem die Ziffern 1 und 2 des Eckpunktpapiers zur Umsetzung des Konzepts für 

saubere Luft und die Sicherung der individuellen Mobilität in unseren Städten: 

Ă1. BMVI wird unverz¿glich die Fºrderrichtlinien zur Hardware-Nachrüstung bei 

schweren Kommunalfahrzeugen und bei Handwerker- und Lieferfahrzeugen 

erarbeiten. BMVI beabsichtigt die Förderrichtlinien noch 2018 zu veröffentlichen. 

                                                 
4 Hervorhebung des Verfassers. 

5 https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/themen-im-

bundeskabinett-ergebisse-1541520. Siehe auch https://www.bmu.de/download/eckpunkte-fuer-massnahmen-

fuer-saubere-luft-und-die-sicherung-der-individuellen-mobilitaet-in-unseren-st/. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/themen-im-bundeskabinett-ergebisse-1541520
https://www.bundesregierung.de/breg-de/bundesregierung/bundeskanzleramt/kabinettssitzungen/themen-im-bundeskabinett-ergebisse-1541520
https://www.bmu.de/download/eckpunkte-fuer-massnahmen-fuer-saubere-luft-und-die-sicherung-der-individuellen-mobilitaet-in-unseren-st/
https://www.bmu.de/download/eckpunkte-fuer-massnahmen-fuer-saubere-luft-und-die-sicherung-der-individuellen-mobilitaet-in-unseren-st/
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2. Die Bundesregierung erwartet, dass die Kosten für Hardware-Nachrüstungen von 

Euro 5 Diesel-PKW für die besonders betroffenen Fahrzeugeigentümer von den 

jeweiligen Automobilherstellern einschließlich des Einbaus übernommen werden, 

soweit das entsprechende System verfügbar und geeignet ist, den Stickoxidausstoß 

auf weniger als 270 Milligramm pro Kilometer zu reduzieren. BMVI erarbeitet 

unverzüglich die rechtlichen und technischen Vorschriften für den Einsatz von 

Nachrüstungen, um Ausnahmen von Verkehrsbeschränkungen zu ermöglichen. Die 

Maßnahmen sollen schnellst möglich zu Beginn des Jahres 2019 in Kraft gesetzt 

werden. Konkret betrifft dies insbesondere  

¶ Schaffung einer technischen Vorschrift über Nachrüstsysteme zur 

Emissionsminderung für Diesel-PKW der Schadstoffklassen Euro 4 und 5, um 

die Einhaltung des Wertes von 270 mg/km im Realbetrieb sicherzustellen. (é)ñ 

 

3. Die Schreiben des KBA vom November 2018 (Muster, Anlage 1) 

Im November 2018 ī ein genaues Datum tragen die Schreiben nicht ī verschickte das 

KBA (Bundesoberbehörde)6 sodann an die Halter von Dieselfahrzeugen mit den 

Abgasnormen Euro 4 und 5, welche am 2. Oktober 2018 in einer Region mit einem 

Stickstoffdioxid-Jahresmittelwert von mehr als 50 µg/Kubikmeter Luft zugelassen 

waren, ein Schreiben, in welchem vorgeblich über ein von der Bundesregierung am 

24.10.2018 beschlossenes ĂKonzept f¿r saubere Luft und die Sicherung der 

individuellen Mobilität in unseren Stªdtenñ informiert wird. Im Anschluss an allgemeine 

Ausführungen zu diesem Konzept wird ausgeführt: ĂMaßgeblicher Bestandteil des 

Konzepts ist die Flottenerneuerung, um Fahrzeuge mit moderner Abgasreinigung in 

den Verkehr zu bringen. Dazu bieten die deutschen7 Fahrzeughersteller in den 15 

besonders belasteten Regionen mit einem Stickstoffdioxid-Jahresmittelwert von mehr 

als 50 Õg/Kubikmeter Luft Umtauschaktionen an.ñ Weiter heiÇt es, dass die 

Umtauschaktionen der Hersteller sofort in Anspruch genommen werden können und 

man sich über deren Angebote über die Hotline der Hersteller oder deren Internetseite 

unter den im Schreiben (oben rechts) aufgeführten Links informieren könne. Genannt 

sind in dem Schreiben aber lediglich die Hotlines und Websites von Daimler, VW und 

BMW sowie zusätzlich eine E-Mail-Adresse von BMW. Zudem heißt es oberhalb der 

                                                 
6 Aufsichtsbehörde ist das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 
7 Hervorhebung des Verfassers. 
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abgedruckten Links, dass sich der Adressat des Schreibens für weitergehende Fragen 

ĂausschlieÇlichñ an die Hotlines der drei genannten Automobilunternehmen wende. 

Angef¿gt wird sodann: ĂEs bleibt Ihnen nat¿rlich unbenommen, sich auch bei anderen 

Herstellern ¿ber laufende Umtauschaktionen zu informieren.ñ 

Das Schreiben des Kraftfahrzeugbundesamts informiert mithin namentlich über die 

Umtauschaktionen von drei deutschen Fahrzeug-Herstellern und unterlässt es mithin, 

weitere zum Zeitpunkt der Versendung des KBA-Schreibens ï die Schreiben waren, 

wie ausgef¿hrt, nur mit ĂNovember 2018ñ datiert ī am Markt bereits angebotene 

Umtauschaktionen anderer deutscher und ausländischer Fahrzeughersteller, unter 

Einschluss von Fahrzeugherstellern aus der Europäischen Union, namentlich zu 

benennen, geschweige denn auf ihre Hotline und Webseiten zu verweisen. 

Umtauschprämien wurden bereits Ende Oktober 2018 u.a. angeboten von Renault, 

Alfa Romeo, Fiat, Jeep, Hyundai, Mazda, Ford, Nissan, Opel, und Toyota.8 Darüber 

hinaus wird explizit ausgeführt, dass das KBA für weitergehende Fragen nicht zur 

Verfügung stehe, sondern ausschließlich die drei genannten Fahrzeughersteller 

(BMW, Daimler, und VW) über ihre in dem Schreiben genannten Hotlines.  

 

II.  Rechtliche Bewertung 

1. Verstoß gegen Unionsrecht 

Die Schreiben des KBA könnten zunächst Europäisches Unionsrecht verletzen. In 

Betracht kommt insbesondere eine Verletzung von Art. 34 AEUV. Inwieweit darüber 

hinaus eine Verletzung des EU-Beihilfenrechts nach den Art. 107 ff. AEUV vorliegt, 

soll hier dahinstehen. Der EuGH hat in der insoweit strukturell vergleichbaren 

Konstellation in der Rechtssache Buy Irish eine Verletzung der Beihilferegeln ebenfalls 

dahinstehen lassen.  

                                                 

8 Siehe https://www.motor-talk.de/news/diesel-praemien-der-hersteller-update-mazda-seat-t6456763.html 

<https://www.motor-talk.de/news/diesel-praemien-der-hersteller-update-mazda-seat-t6456763.html>. Vgl. ferner 

(Stand 21.11.2018): https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/abgas-diesel-fahrverbote/dieselkauf-

abgasnorm/umweltpraemie/. 

https://www.motor-talk.de/news/diesel-praemien-der-hersteller-update-mazda-seat-t6456763.html
https://www.motor-talk.de/news/diesel-praemien-der-hersteller-update-mazda-seat-t6456763.html
https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/abgas-diesel-fahrverbote/dieselkauf-abgasnorm/umweltpraemie/
https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/abgas-diesel-fahrverbote/dieselkauf-abgasnorm/umweltpraemie/
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a. Verletzung von Art. 34 AEUV 

aa) Keine Nennung der Umtauschaktionen von Fahrzeugherstellern aus anderen 

Mitgliedstaaten und deren Kontaktdaten 

(1) Maßnahme gleicher Wirkung i.S.v. Art. 34 AEUV 

(a) Mehrfache und kumulativ wirkende Diskriminierungen von 

Fahrzeugen/Fahrzeugherstellern aus anderen Mitgliedstaaten 

Im AEUV finden sich in den Art. 28 ff. die Regeln über den freien Warenverkehr und in 

Art. 34 AEUV heißt es, dass mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie 

Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten verboten sind. Nach 

allgemeiner Auffassung und insbesondere nach der Rechtsprechung des EuGH 

verbürgt Art. 34 AEUV spätestens seit dem Ende der sog. Übergangszeit (31.12.1969) 

ein Diskriminierungsverbot.9 Dieses Diskriminierungsverbot verbietet aus anderen 

Mitgliedstaaten stammende Waren schlechter zu behandeln als inländische Waren. 

Da die Umtauschaktionen bzw. Rabatte der Fahrzeughersteller aus anderen 

Mitgliedstaaten in den Schreiben der deutschen Bundesoberbehörde KBA nicht 

benannt werden, es vielmehr ausdr¿cklich heiÇt, dass Ădeutsche Fahrzeugherstellerñ 

Umtauschaktionen anbieten, des Weiteren allein die Kontaktdaten der drei deutschen 

Hersteller VW, Daimler und BMW genannt und zudem die Hotlines dieser drei 

Hersteller als ĂausschlieÇlichñ f¿r weitere Fragen zu den Umtauschaktionen zustªndig 

ausgewiesen werden, ist in mehrfacher Hinsicht und mit kumulativer Wirkung eine 

Diskriminierung der Hersteller aus anderen Mitgliedstaaten gegeben. Diese 

Diskriminierung wird auch nicht dadurch beseitigt, dass auf die Möglichkeit, sich bei 

anderen Herstellern über laufende Umtauschaktion zu informieren, hingewiesen wird. 

Erstens bleibt der Hinweis hinsichtlich von Umtauschaktionen anderer Hersteller im 

Ungefähren und Vagen, obschon zum Zeitpunkt der Versendung der Schreiben des 

KBA Umtauschaktionen anderer Fahrzeughersteller, u.a. solcher aus anderen 

Mitgliedstaaten der EU, am Markt verfügbar waren. Es bleibt also für die Adressaten 

der Schreiben offen, ob überhaupt weitere Umtauschaktionen am Markt existieren und 

ggfs. welche Hersteller diese anbieten. Zweitens wird der Hinweis auf etwaige weitere 

                                                 
9 Darüber hinaus verbürgt Art. 34 AEUV nach der Rechtsprechung des EuGH ï erstmals EuGH, Rechtssache 8/74, 

Dassonville, Slg. 1974, 837 ï und der ganz h.M. ein Beschränkungsverbot; kritisch indes Kingreen, in 

Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 34-36, Rn. 35 ff., mit zahlreichen Rechtsprechungs- und 

Literaturnachweisen. Dieses Beschränkungsverbot hat seit 1993 durch die Keck-Rechtsprechung und in jüngerer 

Zeit durch die sog. Dreistufenprüfung eine gewisse Modifikation erfahren, näher zum Ganzen und insbesondere 

zur Dreistufenprüfung Cremer/Bothe, EuZW 2015, 413 ff.; Holst, Die Warenverkehrsfreiheit zwischen 

unbeschränktem Marktzugang und mitgliedstaatlicher Autonomie, 2017, 174 f. 
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Umtauschangebote mit der pejorativen resp. abschätzigen Formulierung verbunden: 

Ă,Es bleibt Ihnen nat¿rlich unbenommen,éĂ. Drittens fehlt es eben im Unterschied zu 

VW, Daimler und BMW an der Nennung von Kontaktdaten der anderen 

Umtauschaktionen anbietenden Fahrzeughersteller und die Hotlines von VW, BMW 

und Daimler werden als ĂausschlieÇlichñ f¿r weitere Fragen zustªndig ausgewiesen.10 

(b) EuGH-Rechtsprechung zu mitgliedstaatlichen Werbeaktionen für inländische Waren  

Diese mehrfachen und kumulativ wirkenden Diskriminierungen benachteiligen nicht 

zuletzt die in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ansässigen 

Fahrzeughersteller, welche zu diesem Zeitpunkt Umtauschaktionen für 

Dieselfahrzeuge mit den Abgasnormen Euro 4 und Euro 5 angeboten haben (und 

anbieten).  

Man mag indes fragen, ob Art. 34 AEUV allein zwingende Rechtsakte im Sinne von 

Verboten und Geboten erfasst (und ggfs. untersagt). Eine solche Position wurde etwa 

von der irischen Regierung in der Rechtssache Buy Irish11 vertreten. Der EuGH hat zu 

dieser Frage und überhaupt zur Beurteilung mitgliedstaatlicher Werbung für 

inländische Produkte in eben dieser Rechtssache und nachfolgend vor allem in der 

Rechtssache CMA12 Stellung bezogen. Nachfolgend werden die zentralen Aussagen 

der beiden Judikate entfaltet und sodann auf die Schreiben des KBA angewandt. 

 

(i) Buy Irish 

Gegenstand des Vertragsverletzungsverfahrens in der Rechtssache Buy Irish war eine 

von der irischen Regierung aufgelegte Kampagne, die unter anderem folgende 

Maßnahmen enthielt: 

- die Einrichtung eines kostenlosen Informationsdienstes für Verbraucher, die 

wissen wollen, welche Produkte einer bestimmten Warengruppe in Irland 

hergestellt werden und wo sie erhältlich sind, 

- die Durchführung einer großen vom Irish Goods Council durchgeführten 

Werbekampagne für irische Produkte, insbesondere durch die Veröffentlichung 

und Verteilung von Broschüren durch eben diese Stelle, 

                                                 
10 Und über diese Hotlines objektiv und umfassend über Angebote anderer Hersteller informiert zu werden, liegt 

ī jedenfalls aus der Perspektive der betroffenen Verbraucher/Adressaten der Schreiben ï nicht nahe. 
11 EuGH, Rs. 249/81, Kommission/Irland, Slg. 1982, 4005, Rn. 21 
12 EuGH, Rs. C-325/00, Kommission/Deutschland, Slg. 2002, I-9977. 
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- Werbung für irische Produkte in Presse und Fernsehen. 

Der EuGH hat im Hinblick auf diese Maßnahmen ausgeführt, dass die der irischen 

Regierung zuzurechnenden Werbemaßnahmen, ungeachtet des Ihnen fehlenden 

Zwangscharakters, ob ihrer Werbewirkung mit Art. 34 AEUV unvereinbar seien.13 Auf 

eine Rechtfertigung geht der EuGH in dieser Entscheidung nicht ein.14 

 

(ii)  CMA-Gütesiegel 

Der Entscheidung des EuGH in der Rechtssache CMA-Gütesiegel15 lag die Vergabe 

des G¿tezeichens ĂMarkenqualitªt aus deutschen Landenñ durch die CMA, einer nach 

deutschem Recht begründete Anstalt des öffentlichen Rechts, welche laut Gesetz mit 

der Aufgabe betraut war, den Absatz und die Verwertung von Erzeugnissen der 

deutschen Land- und Ernährungswirtschaft zu fördern, zu Grunde. 

Der EuGH pointiert seine Position zur Werbung der Mitgliedstaaten für inländische 

Produkte in Anknüpfung an die Entscheidung Buy Irish wie folgt: 

ĂNach stªndiger Rechtsprechung bezweckt Artikel 30 EG-Vertrag das Verbot 

jeder Regelung oder sonstigen Maßnahme der Mitgliedstaaten, die geeignet ist, 

den innergemeinschaftlichen Handel unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich 

oder potenziell zu behindern (u. a. Urteil vom 11. Juli 1974 in der Rechtssache 

8/74, Dassonville, Slg. 1974, 837, Randnr. 5). 

 

Die streitige Regelung führt zumindest potenziell zu Beschränkungen des freien 

Warenverkehrs zwischen Mitgliedstaaten. Eine solche Regelung, die zur 

Förderung des Absatzes in Deutschland hergestellter Erzeugnisse der Land- 

und Ernährungswirtschaft eingeführt wurde und deren Werbebotschaft die 

deutsche Herkunft der betreffenden Erzeugnisse hervorhebt, kann die 

Verbraucher dazu veranlassen, anstelle importierter Erzeugnisse die mit dem 

CMA-Gütezeichen versehenen Erzeugnisse zu kaufen (in diesem Sinne Urteile 

                                                 
13 EuGH, Rs. 249/81, Kommission/Irland, Slg. 1982, 4005, Rn. 28 
14 Rechtfertigungsgründe waren insoweit freilich auch nicht ersichtlich, ging es doch um die Stärkung der irischen 

Wirtschaft und damit verbunden die Sicherung von Arbeitsplätzen. Diese Gesichtspunkte sind wirtschaftlicher Art 

und folglich zur Rechtfertigung einer Maßnahme im Sinne von Art. 34 AEUV ungeeignet, vgl. dazu nur mit 

Nachweisen aus der EuGH-Rechtsprechung Becker, EuR 2002, 418 (436 f.). 
15 EuGH, Rs. C-325/00, Kommission/Deutschland, Slg. I-2002-9977, Rn. 22-25. 
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Kommission/Irland, Randnr. 25, und Apple and Pear Development Council, 

Randnr. 18).  

 

Der Umstand, dass die Verwendung des CMA-Gütezeichens fakultativ ist, 

nimmt diesem nicht den Charakter eines Handelshemmnisses, da seine 

Verwendung den Absatz der fraglichen Erzeugnisse gegenüber den 

Erzeugnissen, die davon nicht profitieren, begünstigt oder begünstigen kann (in 

diesem Sinne Urteil vom 12. Oktober 1978 in der Rechtssache 13/78, Eggers, 

Slg. 1978, 1935, Randnr. 26).  

 

Zurückzuweisen ist auch das Argument, dass die streitige Regelung nicht unter 

Artikel 30 EG-Vertrag falle, weil mit ihr eine qualitätsorientierte Politik verfolgt 

werde. Ob eine Beschränkung im Sinne von Artikel 30 EG-Vertrag vorliegt, ist 

nämlich anhand der Auswirkung der betreffenden Maßnahme auf den Handel 

zu beurteilen.ñ 

 

Im Anschluss an diese Ausführungen wird der Rechtfertigungsgrund des Schutzes des 

gewerblichen und kommerziellen Eigentums im Sinne von Art. 36 AEUV erörtert. Er 

wird freilich unter Hinweis darauf verworfen, dass eine Regelung, welche auf den 

Herkunftsbereich des gesamten deutschen Hoheitsgebiets abstellt, von vornherein als 

Rechtfertigung im Sinne des genannten Rechtfertigungsgrundes ausscheidet. 

 

Danach entspricht es gefestigter Rechtsprechung des EuGH, dass es den 

Mitgliedstaaten gem. Art. 34 AEUV verboten ist, für den Kauf von in ihrem Mitgliedstaat 

produzierten Produkten zu werben; jedenfalls soweit dafür keine 

Rechtfertigungsgründe im Sinne von Art. 36 AEUV vorliegen.16 

                                                 
16 Ob bei unmittelbaren Diskriminierungen nach der Herkunft der Waren darüber hinaus eine Rechtfertigung nach 

der Cassis Rechtsprechung (zwingende Erfordernisse des Allgemeinwohls) in Betracht kommt, kann angesichts 

der insoweit nicht eindeutigen Rechtsprechung des EuGH nicht eindeutig beantwortet werden. So hat der EuGH 

den in Art. 36 AEUV nicht genannten Umweltschutz vereinzelt auch als Rechtfertigungsgrund gegenüber 

diskriminierenden Maßnahmen der Mitgliedstaaten akzeptiert, vgl. dazu Cremer, EuZW 2007, 591 (592 ff.); 

Kingreen, in Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 34-36, Rn. 82 mit Fn. 259). 
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(c) Anwendung der Grundsätze der EuGH-Rechtsprechung auf die Schreiben des KBA 

Wenn es in Gestalt unmittelbar aufeinander folgender Kausalketten in den Schreiben 

des KBA heißt, dass die deutschen Fahrzeughersteller Umtauschaktionen anbieten, 

die betroffenen Bürger durch den Kauf von Fahrzeugen im Rahmen dieser 

Umtauschaktionen einen Beitrag zum Umweltschutz leisten (wirksamer und 

maßgeblicher Beitrag zur Reduzierung der Fahrzeugimmissionen und zu einer 

Verbesserung der Luftqualität in unseren Städten) können und sodann auf die Hotline 

von VW, Daimler und BMW hingewiesen wird, liegt darin zweifelsfrei eine Empfehlung 

bzw. Werbung zu Gunsten der Fahrzeuge dieser drei deutschen Fahrzeughersteller. 

Diese in den Schreiben des KBA liegende diskriminierende Werbung für die 

Umtauschangebote und mithin Verkäufe der drei deutschen Fahrzeughersteller VW, 

Daimler und BMW unterfällt unter Zugrundelegung der skizzierten EuGH-

Rechtsprechung, welche in der Literatur verbreitet Zustimmung erfährt,17 zweifelsfrei 

Art. 34 AEUV. Analog zur Entscheidung CMA-Gütesiegel liegt darin eine hoheitlich zu 

verantwortende Bewerbung für bestimmte Produkte deutscher Provenienz. Dabei 

kommt es für eine Qualifizierung als Maßnahme gleicher Wirkung i.S.v. Art. 34 AEUV 

nicht darauf an, ob eine Bewerbung resp. Bevorzugung vom KBA beabsichtigt war 

oder zumindest in Kauf genommen wurde. Dessen unbeschadet kann kein 

vernünftiger Zweifel daran bestehen, dass die Schreiben als gezielte oder jedenfalls 

bewusste Werbung einer deutschen Bundesoberbehörde für den Kauf von 

Fahrzeugen (dreier) deutscher Fahrzeughersteller zu qualifizieren ist. Es erscheint 

jedenfalls anmaßend, dem KBA zu unterstellen, dass es keine Kenntnis von den 

Umtauschaktionen anderer (europäischer) Fahrzeughersteller im Zeitpunkt der 

Versendung dieser Schreiben hatte. Insoweit Unkenntnis zu unterstellen, grenzte an 

einen böswilligen Vorwurf grober fachlicher Inkompetenz. Letztlich kommt es aber 

eben nicht einmal darauf an, ob die Werbung für die deutschen Fahrzeughersteller in 

den der Bundesrepublik Deutschland zuzurechnenden Schreiben bewusst oder 

unbewusst erfolgte.  

Hinzuzufügen bleibt indessen noch, dass in den Schreiben des KBA, etwa im 

Unterschied zur Rechtssache Buy Irish, eine mindestens implizite Falschinformation 

dergestalt enthalten ist, als suggeriert wird, dass Umtauschaktionen nur von den 

genannten drei deutschen Fahrzeugherstellern angeboten werden. Eine solche 

                                                 
17 Siehe nur Schoch, NJW 2012, 2844 (2845); Korte/Oschmann, NJW 2003, 1766 (1768); Becker, EuR 2002, 418 

ff.  
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gewollt oder ungewollt unvollständige und damit fehlerhafte Information der 

adressierten Verbraucher geht in ihrer Wirkung und ihrem ĂUnrechtsgehaltñ ¿ber die 

bloße Werbung bzw. Anpreisung bestimmter (inländischer) Produkte hinaus und stellt 

mithin eine in diesem Sinne qualifizierte Diskriminierung im Sinne von Art. 34 AEUV 

dar. 

(2) Rechtfertigung gem. Art. 36 AEUV bzw. tatbestandsimmanente Schranke i.S.d. 

der Cassis-Rechtsprechung 

Mit der Feststellung, dass die Schreiben des KBA als Maßnahmen im Sinne von Art. 

34 AEUV zu qualifizieren sind, steht freilich noch nicht abschließend fest, dass die 

Schreiben Art. 34 AEUV auch verletzen. In Betracht kommt auch bei diskriminierenden 

Maßnahmen eine Rechtfertigung nach Art. 36 AEUV. Vorliegend kommt als 

Rechtfertigungsgrund im Sinne dieser Norm der Gesundheitsschutz in Betracht. In 

dem Schreiben selbst wird auf die Reduzierung der Fahrzeugemissionen und eine 

Verbesserung der Luftqualität in deutschen Städten als Rechtfertigungsgrund 

rekurriert. 

Voraussetzung für eine Rechtfertigung aus Gründen des Gesundheitsschutzes ist zum 

einen, dass die Maßnahme, vorliegend also die Bewerbung des Kaufs von Fahrzeugen 

bei den drei deutschen Herstellern zum Gesundheitsschutz geeignet ist, dass sie 

erforderlich ist und zudem verhältnismäßig im engeren Sinne. Insoweit ist mit Blick auf 

die Rechtsprechung des EuGH anzumerken, dass der Gesichtspunkt der 

Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne häufig im Rahmen der Erforderlichkeit 

verarbeitet wird; in der Sache ist damit aber keine Unterscheidung gegenüber einer 

dreistufigen Verhältnismäßigkeitsprüfung nach Maßgabe der deutschen 

Verhältnismäßigkeitsdogmatik markiert.  

Hinsichtlich der Eignung zum Gesundheitsschutz wird man anerkennen können, dass 

der Austausch der Fahrzeuge bei den drei deutschen Herstellern jedenfalls einen 

Beitrag zur Absenkung der Stickoxidbelastung der Luft und insbesondere in den 

besonders belasteten Städten leistet. Ob die Eignung bereits deshalb fraglich ist, weil 

in dem Schreiben mindestens potentiell irreführend nicht darüber hinausgehend die 

Umtauschaktion weiterer, unter anderem europäischer Fahrzeughersteller genannt 

sind, mag hier dahin stehen. Jedenfalls ist der Eingriff in Art. 34 AEUV in Gestalt der 

beschriebenen Diskriminierungen der europäischen Fahrzeughersteller nicht 

erforderlich. In der Nennung der europäischen Fahrzeughersteller, welche 
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Umtauschaktionen zum damaligen Zeitpunkt anboten (und noch anbieten), hätte 

nämlich ein zusätzlicher Beitrag zum Gesundheitsschutz und mithin eine die 

Warenverkehrsfreiheit weniger beeinträchtigende Maßnahme gelegen, welche zum 

Gesundheitsschutz genauso und sogar besser geeignet gewesen wäre. Es ist mithin 

nicht erkennbar, wieso die unvollständige und potentiell irreführende Information des 

KBA aus Gründen des Gesundheitsschutzes gerechtfertigt werden könnte. Die 

Schreiben verletzen Art. 34 AEUV im Hinblick auf die Diskriminierung der durch Art. 

34 AEUV geschützten Fahrzeughersteller aus anderen EU-Mitgliedstaaten, welche 

ebenfalls Umtauschaktionen am Markt platziert hatten (und haben). An der 

Erforderlichkeit fehlt es im Übrigen umso mehr, als nicht begründbar ist, warum nicht 

auch die vom Koalitionsausschuss (und der Bundesregierung) ins Auge gefasste und 

verabschiedete Möglichkeit 2 (Hardware-Umrüstung) in den an die Verbraucher 

gerichteten Schreiben Erwähnung findet. Die Hardware-Umrüstung wäre nämlich 

ebenfalls zum Gesundheitsschutz und insbesondere zur Reduzierung der Stickoxid 

Emissionen geeignet und darüber hinaus zum Umweltschutz (und Gesundheitsschutz) 

i.S.e. einer Gesamt-Ökobilanz gar besser geeignet. Auf eine selbständige Verletzung 

der Rechte der Hersteller von Technologien zur Hardware-Umrüstung wird sogleich 

noch eingegangen.  

 

Ob jenseits der Rechtfertigung nach Art. 36 AEUV vorliegend eine Rechtfertigung nach 

Maßgabe der Cassis-Rechtsprechung (zwingende Erfordernisse des Allgemeinwohls) 

unter Rekurs auf den Gesundheits- und Umweltschutz grundsätzlich in Betracht 

kommt oder eine Rechtfertigung nach diesem Maßstab von vorneherein nur 

nichtdiskriminierende Maßnahmen adressiert, kann dahinstehen. Eine Rechtfertigung 

scheiterte entsprechend der obigen Ausführungen jedenfalls am Grundsatz der 

Erforderlichkeit. 

bb) Keine Nennung von Möglichkeit 2 (PKW-Hardware-Nachrüstung für Euro 5-

Dieselfahrzeuge) zu Lasten der Hersteller von SCR-Systemen (Harnstoff-

Einspritzung/AdBlue®) 

Wie bereits angedeutet, schützt Art. 34 AEUV nicht nur vor Diskriminierungen, sondern 

nach der Rechtsprechung des EuGH und der ganz herrschenden Auffassung in der 

Literatur auch vor Maßnahmen der Mitgliedstaaten, welche die Einfuhr von Waren aus 

anderen Mitgliedstaaten beeinträchtigen, ohne diese EU-Auslandswaren gegenüber 
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inländischen Waren zu benachteiligen. Vorliegend bewirken die Schreiben des KBA 

eine selektive Markttransparenz, in dem zwar auf die Umtauschangebote (deutscher 

Hersteller) hingewiesen wird, die vom Koalitionsausschuss in ihrem ĂKonzept für 

saubere Luft und die Sicherstellung der individuellen Mobilität in unseren Städtenñ 

beschlossene Möglichkeit 2, welche zudem von der Bundesregierung in ihren 

Eckpunkten vom 24.10.2018 ausführlich aufgegriffen wird, aber mit keinem Wort 

Erwähnung findet. Dieses Unterlassen ist nicht nur im Hinblick auf den Schutz der 

Gesundheit und der Umwelt fachlich fragwürdig, sondern greift ob der Selektivität der 

Information in die Rechte der Hersteller von SCR-Systemen ein, weil über diese 

Möglichkeit eben nicht informiert wird, ein anderes Angebot aber demgegenüber 

transparent gemacht wird und sogar dazu aufgerufen wird, dieses Angebot 

(Umtauschaktion) im Interesse des Gesundheits- und Umweltschutzes (Reduzierung 

der Fahrzeugimmissionen und Verbesserung der Luftqualität) zu nutzen. Darin liegt 

eine Beschränkung im Sinne der Dassonville-Formel und es ist auch nicht ansatzweise 

erkennbar, dass sich unter Zugrundelegung der so genannten Drei-Stufen-Prüfung18 

etwas anderes ergibt. Eine Verkaufsmodalität im Sinne der Keck-Rechtsprechung liegt 

ebenfalls nicht vor. 

Eine Rechtfertigung der Beschränkung von Art. 34 AEUV im Hinblick auf die 

Beeinträchtigung der Rechte die Hersteller von SCR-Systemen aus Art. 34 AEUV 

scheidet ebenfalls aus. Auch insoweit gilt, dass die Nichtnennung dieser Option 

(Möglichkeit 2) zur Reduzierung der Stickoxid-Emissionen aus den genannten 

jedenfalls am Grundsatz der Erforderlichkeit scheitert. 

 

b. Ergebnis 

Die Schreiben des KBA vom November 2018 verletzen Art. 34 AEUV erstens im 

Hinblick auf die zu diesem Zeitpunkt am Markt angebotenen Umtauschprämien für 

Dieselfahrzeuge mit den Abgasnormen Euro 4 und 5 von Fahrzeugherstellern aus 

anderen Mitgliedstaaten und zweitens im Hinblick auf die Unternehmen aus anderen 

Mitgliedstaaten, welche SCR-Systeme herstell(t)en oder seinerzeit entwickelten (und 

derzeit entwickeln). 

                                                 
18 Dazu Cremer/Bothe, EuZW 2015, 413 ff.; Holst, Die Warenverkehrsfreiheit zwischen unbeschränktem 

Marktzugang und mitgliedstaatlicher Autonomie, 2017, 174 f. 



15 
 

 

2. Verstoß gegen Grundrechte des Grundgesetzes 

a. Art . 12 Abs. 1 GG: Nicht genannte deutsche und EU-Fahrzeughersteller mit 

Umtauschprämien und Hersteller/Entwickler von SCR-Systemen 

Die Schreiben des KBA könnten des Weiteren Grundrechte der in dem Schreiben nicht 

genannten Fahrzeughersteller, die Umtauschprämien anbieten, sowie der Hersteller 

bzw. Entwickler von SCR-Systemen verletzen. Dabei ist in erster Linie an eine 

Verletzung von Art. 12 Abs. 1 GG zu denken. Insofern handelt es sich zwar um ein 

Deutschen-Grundrecht, auf welches sich Ausländer grundsätzlich nicht berufen 

können; für Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten gilt dieser Beschränkung 

jedenfalls im Hinblick auf das sachliche Schutzniveau nach Art. 12 GG nicht,19 folgt 

doch aus den Nichtdiskriminierungsgeboten des Unionsrechts, hier Art. 34 AEUV, das 

Verbot einer Schlechterbehandlung von Waren und Wirtschaftsteilnehmern aus 

anderen EU-Mitgliedstaaten. 

Im Hinblick auf Art. 12 Abs. 1 GG kann bezüglich der durch die Schreiben verursachten 

Diskriminierungen an obige Ausführungen angeknüpft werden. Allein fraglich ist 

wiederum, ob bloße Verbraucherinformationen bzw. Werbung für Produkte, welche 

dem Staat, hier der Bundesrubrik Deutschland, zuzurechnen sind, als Eingriffe in das 

Grundrecht aus Art. 12 Abs. 1 GG zu qualifizieren sind bzw. welche Voraussetzungen 

dafür erfüllt sein müssen. 

aa) Eingriff in den Schutzbereich 

(1) Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

(a) Glykol und Osho 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seiner berühmten Glykol-Entscheidung aus 

dem Jahre 2002 ī sowie der am gleichen Tage zu Art. 4 GG ergangenen Osho- 

Entscheidung ī erstmals ausf¿hrlich und dezidiert zur Frage des Eingriffs in 

Grundrechte durch staatliches Informationshandeln positioniert. Danach sollen durch 

die Aufgabe der Staatsleitung legitimierte Informationen über eine Glaubens- oder 

Religionsgemeinschaft erst dann in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG eingreifen ï andernfalls soll 

sogar schon der Schutzbereich nicht berührt sein ï, wenn sie diffamierend oder sonst 

                                                 
19 Ob Art. 12 Abs. 1 GG insoweit Anwendung findet so oder nur Art. 2 Abs. 1 GG, aufgeladen mit dem sachlichen 

Schutz aus Art. 12 Abs. 1 GG, kann hier dahinstehen, vgl. dazu nur BVerfG-K, NJW 2016, 1436, Rn. 12; Jarass, 

in: Jarass/Pieroth, GG, 15. Aufl. 2018, Art. 12, Rn. 12 mit Nachweisen zum Streitstand. 
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diskriminierend sind.20 Bei inhaltlich zutreffenden ï und auch bei falschen, aber 

sorgfältig recherchierten ï und unter Beachtung des Gebots der Sachlichkeit sowie mit 

angemessener Zurückhaltung formulierten negativen marktbezogenen Informationen 

soll es ebenfalls an einer Schutzbereichsbetroffenheit, jedenfalls aber einem Eingriff 

von Art. 12 Abs. 1 GG fehlen, weil und wenn diese das grundgesetzliche 

Transparenzgebot verwirklichen.21 Anderes gilt nur, wenn die Informationen nach 

Zielsetzung und Wirkungen Ersatz für einen (klassischen) Grundrechtseingriff sind 

(Ăfunktionales  quivalentñ). Dies ist jedenfalls dann gegeben, wenn die gebotenen 

Sorgfältigkeits-, Sachlichkeits- und Zurückhaltungspostulate nicht beachtet werden. 

Eine Grundrechtsbeeinträchtigung soll ferner vorliegen, wenn die Information sich im 

Nachhinein als unrichtig erweist und dennoch weiterverbreitet oder nicht korrigiert wird, 

wenn sie für das Marktverhalten weiter von Belang ist.22  

 

(b) Amtliche Informationen im Lebensmittel- und Futtermittelrecht (§ 40 Abs. 1a LFGB) 

In einer Entscheidung vom 20. März 2018 hat der Erste Senat des 

Bundesverfassungsgerichts die Grundsätze der Glykol-Rechtsprechung aufgegriffen 

und präzisiert. Gegenstand dieses Normenkontrollverfahrens war § 40 Abs. 1a LFGB, 

wonach die zuständige Behörde die Öffentlichkeit unter Nennung der Bezeichnung des 

Lebens- oder Futtermittels sowie der Nennung des Lebensmittel- oder 

Futtermittelunternehmens u.a. dann informiert, wenn der hinreichend begründete 

Verdacht besteht, dass gegen Vorschriften im Anwendungsbereich des LFGB, die dem 

Schutz der Verbraucher vor der Einhaltung hygienischer Anforderungen dienen, nicht 

nur unerheblich oder wiederholt verstoßen worden ist und die Verhängung eines 

BuÇgeldes von mindestens 350 ú zu erwarten ist. 

                                                 
20 BVerfGE 105, 279 (297, Rn. 61). 
21 BVerfGE 105, 252 (265 ff., Rn. 38 ff. , insb. 272 f., Rn. 57 f.). Nur am Rande sei angemerkt, dass der 

Eingriffskonzeption des BVerfG resp. seines 1. Senats, welche Eingriff und faktisch-mittelbare 

Beeinträchtigungen kategorial unterscheidet ï die Tendenz innewohnt, die verfassungsrechtlich vorgezeichnete 

Trennung von Grundrechtseingriff und Rechtfertigung desselben aufzuheben und die bislang weitgehend 

konsentierte Grundstruktur der abwehrrechtlichen Grundrechtsprüfung aufzulösen. Ohne die 

verfassungsrechtliche Legitimation zur Informationstätigkeit und zur Herstellung von (Markt)transparenz in Frage 

zu stellen, folgt daraus ï entgegen dem BVerfG ï nicht, dass die einem Grundrechtstrªger Ăzugef¿gteñ nachteilige 

staatliche Information deshalb keine Grundrechtsbeeinträchtigung bzw. kein Eingriff ist. In grundrechtlicher 

Perspektive angesprochen ist mit dem grundgesetzlichen Informationsrecht bzw. -auftrag und dem 

grundgesetzlichen Transparenzgebot vielmehr die Rechtfertigungsebene. Das BVerfG nähert sich demgegenüber 

einer jedenfalls für die Grundrechte als Abwehrrechte abzulehnenden Konzeption an, welche das Eingriffs-

Rechtfertigungs-Schema und die Unterscheidbarkeit von Schutzbereichseingriff und effektivem Garantiebereich 

zu Gunsten eines strukturschwachen Präformationsmodells opfert. 
22 BVerfGE 105, 252 (272 f., Rn.59-61). 
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Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss insbesondere Folgendes 

ausgeführt:23 

ĂAllerdings schützt die Berufsfreiheit grundsätzlich nicht vor bloßen 

Veränderungen der Marktdaten und Rahmenbedingungen der 

unternehmerischen Tätigkeit. In der bestehenden Wirtschaftsordnung 

umschließt das Freiheitsrecht des Art. 12 Abs. 1 GG das berufsbezogene 

Verhalten der Unternehmen am Markt nach den Grundsätzen des Wettbewerbs. 

Marktteilnehmer haben aber keinen grundrechtlichen Anspruch darauf, dass die 

Wettbewerbsbedingungen für sie gleich bleiben. Insbesondere gewährleistet 

das Grundrecht keinen Anspruch auf eine erfolgreiche Marktteilhabe oder 

k¿nftige Erwerbsmºglichkeiten. (é) Regelungen, die die Wettbewerbssituation 

der Unternehmen lediglich im Wege faktisch-mittelbarer Auswirkungen 

beeinflussen, berühren den Schutzbereich von Art. 12 Abs. 1 GG grundsätzlich 

nicht (vgl. BVerfGE 134, 204 <238> m.w.N.). Demgemäß ist nicht jedes 

staatliche Informationshandeln, das die Wettbewerbschancen von 

Unternehmen am Markt nachteilig verändert, ohne Weiteres als 

Grundrechtseingriff zu bewerten (vgl. BVerfGE 113, 63 <76>).  

Die Grundrechtsbindung aus Art. 12 Abs. 1 GG besteht jedoch dann, wenn 

Normen, die zwar selbst die Berufstätigkeit nicht unmittelbar berühren, aber 

Rahmenbedingungen der Berufsausübung verändern, in ihrer Zielsetzung und 

ihren mittelbar-faktischen Wirkungen einem Eingriff als funktionales Äquivalent 

gleichkommen (vgl. BVerfGE 105, 252 <273>; 105, 279 <303>; 110, 177 <191>; 

113, 63 <76>; 116, 135 <153>; 116, 202 <222>; 118, 1 <20>; s. auch BVerfG, 

Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 25. Juli 2007 - 1 BvR 1031/07 

-, juris, Rn. 32), die mittelbaren Folgen also kein bloßer Reflex einer nicht 

entsprechend ausgerichteten gesetzlichen Regelung sind (vgl. BVerfGE 106, 

275 <299>; BVerfGE 116, 202 <222> m.w.N.). Das gilt auch für die 

Grundrechtsbindung des Staates bei amtlichem Informationshandeln. Die 

amtliche Information der Öffentlichkeit kann in ihrer Zielsetzung und ihren 

mittelbar-faktischen Wirkungen einem Eingriff als funktionales Äquivalent 

jedenfalls dann gleichkommen, wenn sie direkt auf die Marktbedingungen 

                                                 
23 BVerfG, Beschl. des Ersten Senats vom 21.3.2018, 1 BvF 1/13, Rn. 27-29. 
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konkret individualisierter Unternehmen zielt, indem sie die Grundlagen der 

Entscheidungen am Markt zweckgerichtet beeinflusst und so die Markt- und 

Wettbewerbssituation zum wirtschaftlichen Nachteil der betroffenen 

Unternehmen verändert.  

(é) Verºffentlichungen nach Ä 40 Abs. 1a LFGB ber¿hren die Berufsfreiheit 

nicht unmittelbar, kommen einem Eingriff in die Berufsfreiheit aber in ihrer 

Zielgerichtetheit und Wirkung gleich und sind darum an Art. 12 Abs. 1 GG zu 

messen. § 40 Abs. 1a LFGB verpflichtet die Behörden, der Öffentlichkeit 

lebensmittel- und futtermittelrechtliche Verstöße von Unternehmen umfassend 

und in unternehmensspezifisch individualisierter Form mitzuteilen. Die 

umfassende Information der Verbraucher erfolgt zu dem Zweck, diese in die 

Lage zu versetzen, ihre Konsumentscheidung in Kenntnis der veröffentlichten 

Missstände zu treffen und gegebenenfalls vom Vertragsschluss mit den 

benannten Unternehmen abzusehen. Die Information zielt also direkt auf eine 

Veränderung der Marktbedingungen konkret adressierter Unternehmen. Diese 

Veränderungen sind für die betroffenen Unternehmen nicht bloßer Reflex einer 

nicht auf sie ausgerichteten gesetzlichen Regelung. Die informationellen 

Grundlagen von Konsumentscheidungen zu verändern, ist vielmehr der 

originªre Zweck der Regelung (vgl. BTDrucks 17/7374, S. 2).ñ 

 

(2) Anwendung der Grundsätze der BVerfG-Rechtsprechung auf die KBA -Schreiben 

Vor dem Hintergrund der Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts kann kein 

Zweifel bestehen, dass die Schreiben des KBA einen Eingriff in die Berufsfreiheit der 

deutschen und EU-Fahrzeughersteller, welche zum Zeitpunkt des Schreibens 

Umtauschangebote am Markt platziert hatten, darstellen. Direkt in Bezug genommen 

wird die Marktsituation konkret individualisierter Unternehmen, denn die Grundlagen 

der (Verbraucher)-Entscheidungen werden aus oben genannten Gründen am Markt 

(zweckgerichtet) beeinflusst und die Markt- und Wettbewerbssituation zum 

wirtschaftlichen Nachteil der in den Schreiben nicht genannten Unternehmen 

verändert. Dies wirkt umso schwerer, als nicht allein Informationen über bestimmte 

Unternehmen veröffentlicht werden, welche allein bei diesen vorliegen, sondern eine 

selektive und unvollständige Information über Angebote von auf demselben sachlichen 
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und räumlichen Markt miteinander konkurrierenden Wettbewerbern verbreitet wird, 

welche beim adressierten Verbraucher die (naheliegende) Fehlvorstellung hervorrufen 

kann, dass nur die genannten drei Fahrzeughersteller solche Angebote vorhalten. 

Jedenfalls und zudem wird die Marktposition der drei Fahrzeughersteller VW, Daimler 

und BMW dadurch gefördert, dass ihre Kontaktdaten abgedruckt und sie als 

ausschließliche Ansprechpartner ausgewiesen werden. Man wird kaum 

umhinkommen, die Informationen des KBA als solche zu qualifizieren, die darauf 

abzielen oder jedenfalls objektiv dahingehend wirken, die Marktbedingungen zu 

Gunsten bestimmter Unternehmen und kehrseitig zulasten anderer Unternehmen, die 

auf demselben sachlichen und räumlich Markt aktiv sind, zu verändern. Auch kann 

keine Rede davon sein, dass es sich insoweit um einen bloßen Reflex der Information 

durch das KBA handelt. Neben den Fahrzeugherstellern, welche Umtauschaktionen 

anbieten, ist angesichts der oben beschriebenen Wirkungen der Schreiben ein Eingriff 

in Art. 12 Abs. 1 GG der Hersteller von SCR-Systemen zu bejahen. 

 

bb) Rechtfertigung 

(1) Formeller Grundrechtsschutz: Gesetzesvorbehalt 

Hier mag dahinstehen, inwieweit das Bundesverfassungsgericht in seiner Glykol-

Entscheidung für marktbezogenes Informationshandeln eine gesetzliche 

Ermächtigungsgrundlage für nicht erforderlich erachtet24 und ob es an dieser Position 

festhält. Für die vorliegend einem Eingriff funktional-äquivalente 

Verbraucherinformation bedarf es jedenfalls einer gesetzlichen Ermächtigung, welche 

das KBA indes nicht angeführt hat und die auch nicht ersichtlich ist. Jedenfalls wird 

sich wohl kaum eine Ermächtigungsgrundlage finden lassen, welche in der 

beschriebenen Art und Weise zwischen verschiedenen Marktteilnehmern ohne 

sachlichen Grund differenziert. Schon mangels einschlägiger 

Ermächtigungsgrundlage liegt in dem Eingriff durch die Schreiben des KBA eine 

Verletzung des Grundrechts aus Art. 12 Abs. 1 GG. 

 

                                                 
24 Dazu und zur Kritik Huber, JZ 2003, 290 ff.; Dreier, Die Verwaltung 36 (2003), 105 (129 ff.); Schoch, NJW 

2012, 2844 (2846). 
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(2) Materieller Grundrechtsschutz: Verhältnismäßigkeit 

Bleibt die Frage, ob der Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG zumindest materiell gerechtfertigt 

werden kann. Auch insoweit kann an die Ausführungen zu Art. 34 AEUV angeknüpft 

werden. Der Regelungsvorbehalt in Art. 12 Abs. 1 GG ist für das einheitliche 

Grundrecht der Berufsfreiheit zwar im Sinne eines einfachen Gesetzesvorbehalts zu 

interpretieren,25 so dass Umwelt- und Gesundheitsschutz als legitime Zwecke 

grundsätzlich in Betracht kommen, um den Eingriff in Art. 12 GG zu rechtfertigen. 

Ungeachtet der Eignung der Schreiben des KBA zum Gesundheits- und Umweltschutz 

ist der Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG aus den oben im Kontext von Art. 34 AEUV 

genannten Gründen jedenfalls nicht erforderlich. Der Eingriff ist mithin 

unverhältnismäßig, folglich auch in materieller Hinsicht nicht gerechtfertigt und aus 

diesem Grunde liegt in den Schreiben des KBA eine Verletzung von Art. 12 Abs. 1 GG. 

 

b. Art. 2 Abs. 1 GG: Fahrzeughersteller sowie Hersteller bzw. Entwickler von SCR-

Systemen aus Drittstaaten 

Auch für die ausländischen Fahrzeughersteller, welche im Zeitpunkt der Versendung 

der Schreiben Umtauschprämien am Markt platziert hatten und sich nicht auf das 

unionsrechtliche Diskriminierungsverbot nach Art. 34 AEUV berufen können, liegt in 

den Schreiben des KBA eine Grundrechtsverletzung und zwar nach Art. 2 Abs. 1 GG. 

Auch insoweit gilt, dass die Schreiben als Eingriff in dieses Grundrecht zu qualifizieren 

sind und der Eingriff aus den genannten Gründen nicht gerechtfertigt ist. 

Zudem werden die Hersteller bzw. Entwickler von SCR-Systemen aus Drittstaaten 

durch die KBA-Schreiben in ihrem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG verletzt. 

 

3. Ergebnis und Schlussbemerkung zu Haftungsfragen  

Die Schreiben des KBA verletzen Art. 34 AEUV im Hinblick auf die Fahrzeughersteller 

aus anderen EU Mitgliedstaaten, welche im Zeitpunkt der Verschickung der Schreiben 

Umtauschangebote am Markt platziert hatten, aber in den Schreiben nicht genannt 

werden. Zudem werden die Hersteller bzw. Entwickler von SCR-Systemen aus 

anderen EU Mitgliedstaaten in ihrem Recht aus Art. 34 AEUV verletzt. 

                                                 
25 Vgl. Wieland, in: Dreier, GG, Band I, 3. Auflage 2013, Art. 12 Rn. 79 ff.  
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Des Weiteren verletzen die Schreiben des KBA Art. 12 Abs. 1 GG der deutschen 

Fahrzeughersteller sowie der Fahrzeughersteller aus anderen EU Mitgliedstaaten, 

welche im Zeitpunkt der Verschickung der Schreiben Umtauschangebote am Markt 

platziert hatten, aber in den Schreiben nicht genannt werden, sowie die Hersteller bzw. 

Entwickler von SCR-Systemen aus Deutschland und anderen EU Mitgliedstaaten. 

Schließlich verletzen die Schreiben des KBA Art. 2 Abs. 1 GG der ausländischen Nicht-

EU-Fahrzeughersteller, welche im Zeitpunkt der Verschickung der Schreiben 

Umtauschangebote am Markt platziert hatten, sowie der ausländischen Nicht-EU- 

Hersteller bzw. -Entwickler von SCR-Systemen. 

Wie eingangs ausgeführt sind Fragen der Staats- bzw. Amtshaftung nach nationalem 

Recht und EU-Recht nicht Gegenstand dieses Gutachtens. Es sei aber darauf 

hingewiesen, dass solche Ansprüche jedenfalls dem Grunde nach naheliegend 

erscheinen.  

 

(Prof. Dr. Wolfram Cremer) 
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Anlage: Muster eines Schreibens des Kraftfahrt-Bundesamtes 
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